
G E S E L L S C H A F T S V E R T R A G 

der 

BioCampus Cologne 

Management GmbH 



§ 1 
Rechtsform und Firma 

Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Sie führt die 
Firma 

BioCampus Cologne Management GmbH 

§2 
Sitz der Gesel lschaf t 

Sitz der Gesellschaft ist Köln. 

§ 3 

Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Beteiligung als persönlich haftende 
Gesellschafterin an der BioCampus Cologne Grundbesitz GmbH & Co. KG 
in Köln. 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die 
zur Erreichung des benannten Gesellschaftszweckes notwendig und nütz-
lich erscheinen. Sie kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben anderer Unter-
nehmen bedienen, sich an anderen Unternehmen, die ihren Zwecken 
dienlich oder förderlich sind, in jeder gesetzlich zulässigen Form beteiligen 
und solche Unternehmen erwerben oder errichten. 

§ 4 

Dauer der Gesel lschaf t und Geschäftsjahr 

(1) Die Dauer der Gesellschaft ist nicht begrenzt. 

(2) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 5 

Stammkapital 

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 26.000 Euro, an der die Stadt 
Köln als alleinige Gesellschafterin mit einem Geschäftsanteil von 26.000 
Euro (Geschäftsanteil Nr. 1) beteiligt ist. 

(2) Das Stammkapital ist vollständig eingezahlt. 



§ 6 
Organe der Gesel lschaf t 

Die Organe der Gesellschaft sind: 

a) die Geschäftsführer (Geschäftsführung); 

b) die Gesellschafterversammlung. 

§7 
Geschäftsführung und Vertretung der Gesel lschaf t 

(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. 

(2) Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. 
Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei 
Geschäftsführer gemeinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer in 
Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Einzelnen oder allen Ge-
schäftsführern kann durch Beschluss der Gesellschafterversammlung Ein-
zelvertretungsbefugnis und/oder Befreiung von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB und/oder - soweit zulässig - Befreiung von Wettbewerbsver-
boten erteilt werden. Für Rechtsgeschäfte zwischen der Gesellschaft und 
der BioCampus Cologne Grundbesitz GmbH & Co. KG in Köln sind die 
Geschäftsführer von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. 

(3) Die Gesellschafterversammlung kann eine Geschäftsordnung für die Ge-
schäftsführung erlassen. 

(4) Die Geschäftsführer haben die Geschäfte der Gesellschaft mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmanns nach Gesetz und GeseUschaftsvertrag zu 
führen. Die Geschäftsführer sind verpflichtet, die Beschränkungen einzu-
halten, die durch Gesetz, diesen GeseUschaftsvertrag, die Geschäftsord-
nung, ihre Anstellungsverträge sowie durch Beschlüsse der Gesellschaf-
terversammlung bestimmt sind. 

(5) Die Gesellschaft ist so zu führen, zu steuern und zu kontrollieren, dass der 
öffentliche Zweck nachhaltig erfüllt wird. 

(6) Die Geschäftsführung hat geeignete Maßnahmen zu treffen, insbesondere 
ein Überwachungssystem einzurichten, damit den Fortbestand der Gesell-
schaft gefährdende Entwicklungen früh erkannt werden. Sie kann zum 
Zweck der Risikosteuerung und -kontrolle Gremien einrichten. 

§ 8 
Gesel lschaf terversammlung 

(1) Die Gesellschafterversammlung wird durch die Geschäftsführung einberu-
fen, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. 

(2) Die ordentliche Gesellschafterversammlung findet möglichst innerhalb von 
sechs, spätestens jedoch innerhalb von acht Monaten nach Schluss eines 
jeden Geschäftsjahres statt. 



(3) Die Gesellschafterversammlung wird unter Mitteilung der Tagesordnung 
schriftlich mit einer Frist von zwei Wochen einberufen. Diese Bestimmung 
findet keine Anwendung, wenn unter Verzicht auf aller Fristen und Förm-
lichkeiten der Einberufung eine Gesellschafterversammlung abgehalten 
wird. 

(4) Die Gesellschafterversammlung findet am Sitz der Gesellschaft statt. Sie 
kann aus begründetem Anlass auch an einem anderen Ort abgehalten 
werden. 

(5) Die Gesellschafter fassen ihre Beschlüsse in der Regel in der Gesellschaf-
terversammlung. Geselischafterbeschlüsse können auch außerhalb einer 
Gesellschafterversammlung durch schriftlich oder elektronisch übermittelte 
Erklärungen (z.B. via Fax, E-Mail etc.) gefasst werden, wenn sich sämtli-
che Gesellschafter mit diesem Verfahren der Beschlussfassung einver-
standen erklären. 

(6) Über die Verhandlungen und Beschlüsse der Gesellschafterversammlung 
ist eine Niederschrift anzufertigen, die von den Gesellschaftern zu unter-
zeichnen ist, soweit keine notarielle Beurkundung erforderlich ist. 

(7) An der Gesellschafterversammlung nimmt die Geschäftsführung beratend 
teil, sofern die Gesellschafterversammlung nichts anderes beschließt. 

§ 9 
Aufgaben und B e s c h l u s s f a s s u n g der Gesel lschaf terversammlung 

(1) Die Gesellschafterversammlung nimmt alle ihr durch Gesetz oder durch 
diesen GeseUschaftsvertrag zugewiesenen Aufgaben wahr. 

(2) Der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung unterliegen, unbe-
schadet der gesetzlichen Vorschriften und der Regelungen dieses Gesell-
schaftsvertrages, insbesondere: 

a) Genehmigung des Wirtschaftsplanes und seiner Nachtragspläne; 

b) Feststellung des Jahresabschlusses; 

c) Verwendung des Jahresergebnisses; 

d) Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer sowie Abschluss, 
Änderung und Beendigung ihrer Anstellungsverträge; 

e) Wahl des Abschlussprüfers; 

f) Entlastung der Geschäftsführer; 

g) Änderung des Gesellschaftsvertrages. 

(3) Die Geschäftsführung bedarf der Zustimmung der Gesellschafterver-
sammlung für Geschäfte und Maßnahmen, die über den normalen Ge-
schäftsbetrieb hinausgehen oder für die Tätigkeit der Gesellschaft von 
grundlegender Bedeutung sind. Dies gilt - vorbehaltlich zwingender ge-
setzlicher Bestimmungen - insbesondere für folgende Handlungen: 

a) Festlegung oder Änderung der strategischen Ausrichtung der Gesell-
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schaft und Übernahme neuer Aufgaben im Rahmen des Unterneh-

mensgegenstandes; 

b) Gründung, Erwerb und Veräußerung von Unternehmen und Beteili-
gungen an anderen Unternehmen, sowie jegliche Verfügungen über 
derartige Geschäftsanteile; 

c) Abschluss und Änderung von Untemehmensverträgen im Sinne der 

§§ 291 und 292 Abs. 1 AktG; 

d) Maßnahmen im Sinne von § 1 UmwG bei der Gesellschaft; 

e) Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken, grund-
stücksgleichen Rechten und sonstigen dinglichen Rechten, soweit 
diese Rechtsgeschäfte nicht im Wirtschaftsplan vorgesehen sind 
und/oder ein in der Geschäftsordnung der Geschäftsführung festge-
legter Wert überschritten wird; 

f) Abschluss, Änderung und Beendigung von wesentlichen Verträgen 
(z. B. Grundstücks-, Pacht-, Miet- oder Dienstleistungsverträge), so-
weit diese Rechtsgeschäfte nicht im Wirtschaftsplan vorgesehen sind 
und/oder ein in der Geschäftsordnung der Geschäftsführung festge-
legter Wert überschritten wird; 

g) Aufnahme und Gewährung von Darlehen und sonstigen Krediten 
sowie Übernahme von Bürgschaften und Garantien, Abschluss von 
Gewährleistungen und vergleichbaren Rechtsgeschäften, soweit die-
se Rechtsgeschäfte nicht im Wirtschaftsplan vorgesehen sind 
und/oder ein in der Geschäftsordnung der Geschäftsführung festge-
legter Wert überschritten wird; 

h) Schenkungen, Abschluss von Vergleichen und Verzicht auf Ansprü-
che, soweit ein in der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung 
festgelegter Betrag überschritten wird; 

i) Führung von Aktivprozessen, soweit ein in der Geschäftsordnung für 
die Geschäftsführung festgelegter Betrag überschritten wird; 

j) Bestellung und Abberufung von Prokuristen und Handlungsbevoll-
mächtigten sowie Abschluss und Änderung von Dienst- und Arbeits-
verträgen, sofern im Einzelfall ein höheres Entgelt oder eine längere 
Kündigungsfrist vereinbart wird, als in der Geschäftsordnung für die 
Geschäftsführung vorgesehen ist; 

k) Maßnahmen in Beteiligungsgesellschaften, soweit diese nach die-
sem GeseUschaftsvertrag und/oder der hierzugehörigen Geschäfts-
ordnung für die Geschäftsführung der Zustimmung durch die Gesell-
schafterversammlung bedürften. 



§ 1 0 

Wirtschaftsplan 

Die Geschäftsführung hat vor Beginn eines jeden Geschäftsjahres 

a) einen Wirtschaftsplan, bestehend aus einem Erfolgs- und Finanzplan 
und einem Personalplan, aufzustellen, und 

b) der Wirtschaftsführung eine fünfjährige Finanzplanung zu Grunde zu 
legen und den Gesellschaftern und der Stadt Köln zur Kenntnis zu 
bringen. 

Der Wirtschaftsplan ist so rechtzeitig aufzustellen, dass die Gesellschaf-
terversammlung vor Beginn des Geschäftsjahres über seine Genehmi-
gung beschließen kann. 

Bei der Wirtschaftsführung sind die in § 109 GO NRW - in der jeweils gül-
tigen Fassung - festgelegten Grundsätze zu beachten. 

§ 1 1 

J a h r e s a b s c h l u s s und Lagebericht 

Die Geschäftsführung hat in den ersten drei Monaten eines jeden Ge-
schäftsjahres für das vorangegangene Geschäftsjahr den Jahresab-
schluss, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang 
sowie den Lagebericht aufzustellen und dem Abschlussprüfer unverzüg-
lich vorzulegen. Aufstellung und Prüfung erfolgen nach den für die Rech-
nungslegung für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften. Vor-
behaltlich weitergehender oder entgegenstehender gesetzlicher Vorschrif-
ten weist die Gesellschaft im Anhang zum Jahresabschluss die Angaben 
zu gewährten Gesamtbezügen, Bezügen und sonstigen Leistungen ge-
mäß § 108 Abs. 1 S. 1 Nr. 9 GO NRW - in der jeweils gültigen Fassung -
sowohl personengruppenbezogen als auch individualisiert aus. Im Lage-
bericht oder im Zusammenhang damit ist auch zur Einhaltung der öffentli-
chen Zwecksetzung und zur Zweckerreichung Stellung zu nehmen sowie 
auf die Risiken der künftigen Entwicklung einzugehen. Bei dem Prüfver-
fahren sind alle gesetzlichen Vorschriften zu beachten, insbesondere § 53 
HGrG. 

Der Prüfungsbericht ist der Gesellschafterversammlung innerhalb von 
sechs Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres vorzulegen. Der Ge-
schäftsführung ist vor Zuleitung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
Dem Rechnungsprüfungsamt der Stadt Köln stehen die Befugnisse aus 
§ 54 HGrG zu. Die Stadt Köln hat das Recht, jederzeit eine Kassen-, 
Buch- und Betriebsprüfung durchzuführen. 

Die Stadt Köln kann von der Gesellschaft Aufklärung und Nachweise ver-
langen, die die Aufstellung des städtischen Gesamtabschlusses nach 
§ 116 GO NRW erfordert. 



§12 
Gleichstel lung von Frauen und Männern und Gleichbehandlung 

Die Organe der Gesellschaft wirken darauf hin, dass im Unternehmen die Ziele 
des Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern für das Land Nord-
rhein-Westfalen und des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes beachtet 
werden. 

§ 1 3 

Bekanntmachungen 

(1) Die gesetzlich notwendigen Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 
im elektronischen Bundesanzeiger. 

(2) Die Feststellung des Jahresabschlusses, die Verwendung des Ergebnis-
ses sowie das Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses und des La-
geberichtes werden zudem ortsüblich bekannt gemacht. Der Jahresab-
schluss und der Lagebericht werden bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. 

§ 1 4 

Teilnichtigkeit 

(1) Sollte eine oder mehrere Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages 
nichtig sein oder werden oder sich im GeseUschaftsvertrag eine Lücke he-
rausstellen, so wird hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen 
des Gesellschaftsvertrages nicht berührt. 

(2) Die Gesellschafter verpflichten sich anstelle der nichtigen Bestimmungen 
oder zur Ausfüllung einer fehlenden oder wegfallenden Regelung eine an-
gemessene Regelung zu vereinbaren, die in ihren wirtschaftlichen Auswir-
kungen - soweit rechtlich möglich - dem am nächsten kommt, was die 
Gesellschafter gewollt hätten, sofern sie die nichtige Bestimmung gekannt 
oder den außer Acht gelassenen Punkt bedacht hätten. 


